


Der Rechtsradikalismus, 


ein tödlicher Feind der arbeitenden Bevölkerung 


Viele von uns hat die Entdeckung die- 
ser rechtsradikalen terroristischen Trup- 
pe schockiert, die 10 Menschen ermor- 
det hat, neun davon türkischer und grie- 
chischer Herkunft sowie eine Polizistin. 
Sie scheint außerdem für mehrere 
grausame Sprengstoffanschläge 
verantwortlich zu sein: Darunter 
2004 für eine Explosion in einem 
vorwiegend türkischen Kölner Ar- 
beiterviertel, die 22 Menschen 
schwer verletzte. Und im Jahr 
2000 ebenfalls in Köln für einen 
Anschlag, bei dem zehn Einwan- 
derer aus Osteuropa schwer ver- 
letzt wurden und eine Frau ihr un- 
geborenes Kind verlor. 


Ja, die Ideologie der Rechtsradika- 
len ist gewalttätig und unmensch- 7 . 
lich. Aber mehr als das: Der Ras-® 
sismus und Nationalismus, den sie 
verbreiten, ist vor allem ein wahres 


Klasse spaltet und somit alle Arbeiten- 
den schwächt. Auch deswegen haben 
die Herrschenden nicht grundsätzlich 
etwas gegen diese Ideologien und die 
Parteien, die sie verbreiten. 
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Zukunft nicht konsequent gegen 
Rechtsradikalismus vorgehen. Denn die 
großen Parteien machen zum Teil die- 
selbe Politik. Sie alle vermehren selber 
ihre nationalistischen und rassistischen 
Reden und Gesetze. Von Merkels 
widerwärtiger Propaganda gegen 
die „faulen Griechen“, über Sarra- 
zins ekelige Ergüsse über das 
„Problem“ der türkischen und arabi- 


ES 


ns schen Arbeiter bis hin zu den zahl- 


=»! reichen diskriminierenden Maßnah- 
men gegen Migranten wie der er- 
Familienzusammenfüh- 
= rung und dem Einbürgerungstest, 
die fast alle von CDU und SPD ge- 
meinsam beschlossen wurden. 


2 Im Gegenteil: Je stärker die Krise 


FE wird, desto mehr werden die Regie- 
9PO.ue Arenden in diese Richtung gehen. 


22 Menschen wurden 2004 bei dem rechtsradikalen |Denn auf diese Weise schaffen sie 
Anschlag in einem Kölner Arbeiterviertel verletzt 


Sündenböcke für die vielen Ver- 





Gift für die Arbeiterklasse. Sie ver- 
breiten die Idee, dass wir uns mit den 
reichsten Milliardären wie den Besitzern 
von Lidl, von BMW oder der Allianz ver- 
bunden fühlen sollen, weil sie 
„Deutsche“ sind. Dabei sind es diese 
„deutschen“ Kapitalisten, die uns Arbei- 
ter ausbeuten, die Löhne drücken, ent- 
lassen — und zwar alle Arbeiter, egal 
welcher Herkunft und egal in welchem 
Land. Die Profitgier der Kapitalisten 
kennt nämlich keine Grenzen. 


Und statt dass wir Arbeitenden uns ge- 
meinsam dagegen wehren, sollen wir in 
unseren türkischen oder polnischen 
Kollegen, die neben uns am Fließband 
oder an der Kasse stehen, mit denen 
wir in einem Büro oder einem Kranken- 
haus arbeiten, unseren Feind sehen? 
Nein. Es ist ihre rassistische und natio- 
nalistische Ideologie, die die Arbeiter- 


Heute sprechen sie zwar alle laut von 
einem NPD-Verbot und harten Maßnah- 
men gegen Rechtsradikalismus. Doch 
mit ihren großen Reden versuchen sie 
hauptsächlich den Skandal wieder ver- 
gessen zu machen, der zusammen mit 
der rechtsradikalen terroristischen 
Gruppe bekannt wurde: 

Nämlich wie wohlwollend die staatlichen 
Behörden und insbesondere der Ver- 
fassungsschutz mit den rechtsradikalen 
Gruppen umgehen, wie stark sie mitei- 
nander verflochten sind und dass trotz 
der unzähligen Leute des Verfassungs- 
schutzes in jeder rechten Organisation, 
vom Bundesvorstand der NPD bis in 
jede verbotene Gruppe, nichts gegen 
die ihnen bekannte terroristische Grup- 
pe unternommen wurde. 


Und daran wird sich auch nichts än- 
dern. Die Regierenden werden auch in 


schlechterungen. Sie schieben die 
Schuld auf die Schwächsten, auf Ar- 
beitslose, auf Migranten und die Arbei- 
ter anderer Länder — um unsere Wut 
von den eigentlichen Verantwortlichen 
der Krise, von den Konzernen und Ban- 
ken, von den Kapitalisten abzulenken. 


Für uns Arbeitende gibt es kaum etwas 
Wichtigeres, als dass wir darauf nicht 
reinfallen, dass wir uns nicht ablenken 
und nicht spalten lassen. 

Wir haben ganz im Gegenteil nur eine 
Chance, wenn wir Arbeitenden uns — 
egal aus welchem Beruf und welcher 
Branche, egal welcher Herkunft und 
egal aus welchem Land — zusammen- 
tun und uns gemeinsam gegen diejeni- 
gen wehren, die unsere Zukunft zerstö- 
ren und uns alle immer weiter in den 
Abgrund drängen: die Kapitalisten und 
ihre Regierungen. 





Aufschwung für die Kapitalisten, Krise für die Arbeiter? Nein, danke! 


Es wird mehr produziert als im letzten 
Jahr. Dass das Wachstum der Wirt- 
schaft sich verlangsamt, ist bislang nur 
eine Zukunftsprognose. Doch schon 
fangen die großen Banken und Unter- 
nehmen an, diese Prognose als Vor- 
wand zu benutzen. Denn die einzige 
Zukunft, an die sie denken können, ist 
die ihrer Profite. Sie wollen auf jeden 
Fall weiter Milliardengewinne machen, 
auch wenn die Produktion zurückge- 
hen sollte... und dann eben auf Kos- 
ten der arbeitenden Klasse. 


Querbeet durch alle Branchen 
kündigen die ersten Konzerne 
massive Sparprogramme an. 
Zehntausende Arbeitsplätze sol- 
len allein in Deutschland vernich- 
tet werden: 6.500 bei E.ON, bis 
zu 4.000 bei RWE, 1.300 beib 
Areva. Bei Manroland (MAN und I 
Allianz) könnten 6.500 Arbeiter ” 
ihre Existenzgrundlage verlieren, &% 
3.000 bei Siemens-Nokia. All dies 
sind keine Kleinbetriebe, sondern ff 
die größten Konzerne, die es ab- 
solut nicht nötig haben! 


Das gleiche bei den Banken, die nach 
der letzten Rettung durch den Staat 
alle wieder fleißig spekuliert und gigan- 
tische Gewinne gemacht haben... und 
jetzt in der nächsten Krise als erstes 
die Beschäftigten angreifen. Allen vo- 
ran bei der größten, profitablen Deut- 
schen Bank: Die hat vor einem Jahr 
die Postbank gekauft und versucht 
heute, deren Beschäftigten drastische 
Verschlechterungen aufzuzwingen: 
Lohnkürzungen von bis zu 15%, eine 
Erhöhung der Arbeitszeiten von 38,5 
auf 42 Stunden pro Woche und die 
Streichung von drei Urlaubstagen. 


Diese ersten Angriffe geben eine Idee 
davon, worauf wir Arbeitenden uns in 
der nächsten Zeit gefasst machen 
müssen. Dabei kommen sie mit den- 
selben Rechtfertigungen wie 2009. Sie 
sagen: „Es ist Krise, es gibt keine Auf- 
träge, wir machen Verluste... und des- 
halb können wir nicht anders.” Wir 
Arbeitenden aber dürfen uns nicht be- 
irren lassen. Wir haben nichts vom 
Aufschwung gehabt — warum sollten 
wir jetzt die Krise bezahlen? 


Für uns war auch ihr „Aufschwung” 
nichts als eine Serie von Angriffen. 
Während ihres angeblichen Wirt- 
schaftswunders haben die Unterneh- 
men weiter feste Jobs in Leiharbeit 
und Minijobs verwandelt. Sie haben 
weiter überall Stellen abgebaut und für 
die Übrigen die Arbeitshetze so sehr 
erhöht, dass Millionen mittlerweile da- 
runter zusammenbrechen. Allein in der 
Stahlindustrie wurde so 8% mehr Ar- 
beit aus den Beschäftigten herausge- 
presst. 


Deutsche Bank 
bereichert sich 
‚ auf Kosten der 


Was zahl ich? 
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Die einzigen, die von dem Aufschwung 
wirklich profitiert haben, waren die 
großen Aktionäre der Banken und 
Konzerne, die Milliardengewinne ge- 
macht haben! 


Und genau diese Gewinne, all die Milli- 
arden, die sich die Aktionäre von 
E.ON, ThyssenKrupp, Bayer oder der 
Deutschen Bank in diesem und den 
vergangenen Jahren durch unsere 
Ausbeutung einstecken konnten, müs- 
sen nun genutzt werden, um unsere 
Löhne und Arbeitsplätze zu erhalten. 


£ Quelle: www.verdi.de 





Allein die Gewinne von E.ON von 2009 
und 2010 würden ausreichen, um allen 
11.000 Arbeitenden, die sie weltweit 
entlassen wollen, 10 (!) Jahre lang den 
Lohn zu zahlen! 


Es ist also kein Schicksal, dass wir die 
Krisen (und Aufschwünge) der Kapita- 
listen bezahlen. Die riesigen, von den 
Arbeitern geschaffenen Reichtümer 
würden problemlos ausreichen, um in 
den Betrieben und im Öffentlichen 
Dienst Arbeitsplätze für alle zu schaf- 
fen und die Arbeit unter allen auf- 
zuteilen. 


Und es wäre außerdem problem- 
los möglich, alle Löhne konse- 
quent zu erhöhen - alleine 
schon, um die ganzen Reallohn- 
Verluste der letzten Jahre wieder 
aufzufangen. 


'Es wäre auch für die gesamte 
# Gesellschaft besser, wenn der 
A gesellschaftliche Reichtum hierfür 
verwendet würde, statt ihn in den 
Händen der Aktionäre zu lassen, 
die damit nichts als Schaden anrich- 
ten, indem sie sich mit diesem Geld 
gegenseitig aufkaufen und wegrationa- 
lisieren, indem sie wie wild an der Bör- 
se spekulieren... 


Doch dafür ist es zwingend notwendig, 
dass wir Arbeitenden unser Schicksal 
selber in die Hand nehmen. Dass wir 
uns über die Betriebe, Berufe und Bra- 
chen hinweg austauschen, diskutieren, 
zusammenschließen und gemeinsam 
für unsere Interessen und unsere Zu- 
kunft kämpfen. 


Ein kleiner Irrtum 


Stolz hat die Regierung verkündet, dass sie im Jahr 2011 weniger neue Schul- 
den gemacht hat als geplant: „nur“ 22 Milliarden Euro. Der Grund: Das Finanzmi- 
nisterium hat einen „kleinen Irrtum“ in der Buchhaltung entdeckt. Die Bank Hypo 
Real Estate (HRE), die 2009 wegen der Finanzkrise verstaatlicht wurde, hat we- 
niger Schulden als bislang berechnet... und zwar 50 Milliarden (!) Euro weniger. 
Dabei sind sämtliche Unterlagen seit 2009 in der Hand des Ministeriums. 


Doch in dieser verrückten kapitalistischen Wirtschaft, in der sich alle Banken und 
Staaten gegenseitig ständig Geld leihen und an den Börsen täglich hunderte und 
tausende Milliarden außerhalb jeder Kontrolle hin- und hergeschoben werden, 
verlieren halt auch die besten, erfahrensten Buchhalter irgendwann den Durch- 
blick. In Wahrheit weiß keine Bank, kein Kapitalist und keine Regierung, wie viel 
Geld sie eigentlich besitzen. Nur eines wissen sie komischerweise immer: näm- 
lich dass sie für uns kein Geld haben. 





9. Dezember 2011 


BUND REVOLUTIONÄRER ARBEITER 


Seite 3 





Commerzbank : ein erhellendes Beispiel der „Eurokrise“ 


Die Commerzbank verkauft seit neus- 
tem Wertpapiere, mit denen man... auf 
den Bankrott der Commerzbank spe- 
kulieren kann! 

Für die Spekulanten ist das ein loh- 
nendes Geschäft. Die Commerzbank 
hat sich nämlich kräftig an den Speku- 
lationen gegen Griechenland und den 
Euro beteiligt. Sie hat damit erst viel 
Geld gemacht, doch heute sind diese 
Spekulationspapiere, die sie nun mas- 
senhaft besitzt, nichts mehr wert. Die 
Folge: Die Aktienkurse der Commerz- 
bank fallen und sie hat Schwierigkei- 
ten, von Anlegern und anderen Ban- 
ken Geld zu bekommen. 


Die Regierung denkt sogar schon über 
eine Verstaatlichung der Commerz- 
bank nach, sollte es bis zum Sommer 
keine Lösung geben. Eine „Verstaat- 
lichung“ aber bedeutet, dass die Öf- 
fentlichkeit die hohen Schulden der 
zweitgrößten Bank Deutschlands über- 
nehmen muss. Dabei hat der Staat 
bereits in der Krise 2008 einen Teil der 
Commerzbank-Aktien und -Schulden 


Legaler Menschenhandel 


Weil es den Unternehmen an Fach- 
Kräften fehlt, will die Regierung eine 
„Bluecard“ einführen. Sie soll die Ein- 
wanderung erleichtern. Oh nein, nicht 
etwa für die tausenden Menschen, die 
vor Krieg und Elend aus ihren Heimat- 
ländern fliehen und alles tun würden, 
um in Europa zu leben und zu arbei- 
ten. Sie scheitern weiter an den me- 
terhohen Mauern und Zäunen um Eu- 
ropa — wenn sie dort nicht sogar ihr 
Leben verlieren. 

Nein, die Regierung möchte sich ihre 
Einwanderer handverlesen aussu- 
chen: Nur studierte Fachkräfte sollen 
kommen dürfen... rund 3.500 pro 
Jahr. Für den deutschen Staat ist es 
ein Iohnendes Geschäft: Arme Länder 
wie Indien oder Rumänien bringen 
Geld auf, um Universitäten einzurich- 
ten und auszubilden. Und dann geht 
der deutsche Staat hin und wirbt den 
armen Ländern ihre fertig ausgebilde- 
ten Ingenieure oder Ärzte ab. So plün- 
dern die reichen Länder nicht nur die 
Rohstoffe, das Öl, die Baumwolle der 
äarmeren Länder, sondern auch noch 
ihre geistigen Reichtümer. 





aufgekauft, um die Commerzbank vor 
dem Spekulations-Bankrott zu retten. 
Und jetzt überlegt die Regierung, dafür 
schon wieder Milliarden in noch unbe- 
kannter Größenordnung an öffentli- 
chen Geldern aufzutreiben. 


Und in dieser Situation verkauft die 
Commerzbank trotzdem noch selber 
Spekulations-Papiere, mit denen man 
auf ihren Bankrott spekulieren kann 
und die den Bankrott noch beschleuni- 
gen können! 

Lenin schrieb einmal, die Kapitalisten 
würden uns sogar noch den Strick 
verkaufen, mit dem wir sie aufknüpfen 
werden. Genau das passiert derzeit. 
Man kann mit dem Verkauf solcher 
Papiere im Moment Geld verdienen — 
also verkaufen sie sie. Weiter denken 
sie nicht. Die Commerzbank gibt sogar 
zu, dass das „normal“ ist, dass das alle 
Banken so machen. 


Ja, das ist normal. Das ist Kapitalis- 
mus: Die Kapitalisten verkaufen alles, 
womit sie Profit machen können, 
selbst wenn es sie morgen selber in 
den Untergang führt. Auch deshalb 


haben all die Gipfeltreffen von Merkel 
und Sarkozy immer das gleiche Ergeb- 
nis: Jedes Mal beschließen sie neue 
drastische Sparmaßnahmen für die 
Bevölkerungen in ganz Europa und 
neue Geschenke für die Kapitalisten in 
der Hoffnung, dass die Banken sich 
dadurch beruhigen und „Vernunft an- 
nehmen”. Doch bei den Banken regiert 
alles andere als „Vernunft“. Es regiert 
der Profit. Und so geht nach jedem 
Gipfel die gefährliche Spekulation der 
Banken von vorne los, machen sie die 
Krise immer schlimmer... sogar wenn 
sie damit ganz Europa in den Abgrund 
reißen. 


Die Banken mit all ihrer gesellschaftli- 
chen Macht dürfen nicht in der Hand 
privater Aktionäre bleiben, deren Ziel 
nur der Profit ist. Die einzige Chance, 
um sie daran zu hindern, weiter Scha- 
den anzurichten und die ganze Gesell- 
schaft zu bedrohen, besteht darin, alle 
Banken in den Besitz und die Kontrolle 
der arbeitenden Bevölkerung zu über- 
führen und aus ihnen eine einzige 
Bank im Dienst der Gesellschaft und 
der Bevölkerung zu machen. 


Mumia Abu-Jamal wird nicht au jerienist 
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Seit 30 Jahren verrottet der ehemalige 
amerikanische Aktivist der Black Pan- 
ther-Bewegung Mumia Abu-Jamal in 
einer Todeszelle in den USA. Er wurde 
für den Mord an einem Polizisten an- 
geklagt - eine Tat, die er immer abge- 
stritten hat — und in einem offensicht- 
lich schlampigen Prozess von einer 
weißen Jury zum Tode verurteilt. Seit- 
dem kämpft Mumia Abu-Jamal uner- 
müdlich für seine Unschuld und die 
Aufhebung seiner Verurteilung — und 
mit ihm kämpften viele tausend Men- 
schen auf der ganzen Welt 

Sie alle konnten voll Freude am 7. 
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Dezember 2011 erfahren, dass der 
Staatsanwalt auf die Vollstreckung der 
Todesstrafe verzichtet: Mumia Abu- 
Jamal wird nicht durch die amerikani- 
sche Justiz ermordet werden. Doch er 
wird auch nie wieder das Licht der 
Freiheit erblicken. Denn der „Verzicht“ 
auf die Vollstreckung der Todesstrafe 
beinhaltet, dass er bis zu seinem Tod 
im Gefängnis bleiben muss. 

Einen Menschen im Gefängnis sterben 
zu lassen, weil er schwarz und ein 
politischer Aktivist ist — das sagt alles 
über die Justiz eines Staates, der sich 
als demokratisch bezeichnet. 
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Bröselstein-Krimi — Motiv: Profit 


Im Kapitalismus zerbröseln die Steine 
sogar schon, wenn es regnet. Ernst- 
haft: Denn 9 Jahre lang, von 1937 bis 
1996, hat das Großunternehmen Ha- 
niel (heute Xella) bis zu 300 Millionen 
fehlerhafte Sandsteine in NRW ver- 
kauft, die in ganzen Siedlungen ver- 
baut wurden. Bei Regen oder Nässe 
lösen sie sich nach einigen Jahren 
einfach auf! Und zwar, weil Haniel aus 
reiner Profitgier statt Kalk billigen In- 
dustriemüll beimischte. 

Schon 1991 fingen die ersten verbau- 
ten Steine an zu bröckeln. Doch an- 
statt die Menschen spätestens jetzt vor 
der Gefahr zu warnen, dass die ganze 
Statik ihrer Häuser angegriffen werden 
könnte, verkaufte Haniel die Steine 


sogar noch fünf Jahre lang weiter! Bei 
jeder Beschwerde zahlte Haniel Geld 
an die Hausbesitzer unter der Voraus- 
setzung, dass diese den Skandal nicht 
öffentlich machten. So hoffte das Un- 
ternehmen, bis zum 31. Dezember 
diesen Jahres unentdeckt zu bleiben. 
Denn dann wäre der Betrug verjährt 
und Haniel nicht mehr verpflichtet, 
Schadensersatz zu zahlen. Dann hät- 
ten tausende einfache Familien die 
horrenden Kosten einer Grundsanie- 
rung aufbringen müssen... oder hätten 
ihr Haus verloren. 

Zum Glück jedoch ist der ganze Betrug 
noch rechtzeitig aufgeflogen und so 
wurde Haniel ein Strich durch die 
Rechnung gemacht. 


Kaufhof/Karstadt: Die Entlassungen sind schon geplant 


Geheime Dokumente sind an die 
Presse gelangt: Sie enthalten Pläne 
des Karstadt-Besitzers Berggruen für 
den Fall, dass er den Zuschlag für die 
Warenhauskette Kaufhof erhält, die 
derzeit verkauft wird. Hektisch hat der 
Karstadt-Vorstand alles abgestritten. 
Doch die geheimen Papiere belegen, 
dass Berggruen überlegt, Karstadt 
und Kaufhof zusammenlegen, min- 
destens 20 Häuser zu schließen, wei- 
tere zu verkaufen und insgesamt 
6.000 Arbeitende von Kaufhof und 
Karstadt zu entlassen. 

Das sind die Überlegungen des an- 
geblichen „Retters”, der 2010 Karstadt 
mit dem Versprechen übernommen 
hatte... alle Arbeitsplätze zu erhalten! 


Ja, das ist der Unterschied zwischen 
dem, was die Kapitalisten in der Öf- 
fentlichkeit sagen und dem, was sie 
hinter verschlossenen Türen bespre- 
chen: Dort planen sie langfristig, wie 
sie ihre Profite durch Angriffe auf die 
Arbeiter erhöhen können — um dann 
die Beschäftigten in letzter Sekunde 
damit zu überrumpeln. 

Es ist notwendig, dass die Arbeiten- 
den sich das Recht nehmen, diese 
verschlossenen Türen zu Öffnen und 
die Pläne und Entscheidungen über 
ihr Schicksal zu kontrollieren, ebenso 
wie die Bücher und Konten der Fir- 
men. Nur so können sie sich ebenfalls 
vorbereiten... um die Pläne der Kapi- 
talisten zu durchkreuzen. 


Wir zahlen den Strom von Bayer und Thyssen 


Still und heimlich hat die Merkel-Regierung bei ihrem „Gesetz über den Atomaus- 
stieg“ im Sommer einen kleinen Satz eingefügt. Dieser bestimmt, dass rund 600 
große Konzerne vor allem der Chemie-, Baustoff- und Stahlindustrie keine Netz- 
gebühren mehr für ihren Strom zahlen müssen. Sie sparen so rund 1,1 Milliarden 


Euro! 


Dieses Geschenk an die Konzerne holt die Regierung stattdessen bei den kleinen 
Verbrauchern wieder rein: Für die Arbeitenden, Rentner, Arbeitslosen, von denen 


viele ohnehin kaum noch wissen, wie sie die horrenden Rechnungen bezahlen 
sollen, wird die Stromrechnung um weitere 26 bis 40 Euro jährlich teurer. 

Und dann erzählen sie der einfachen Bevölkerung, diese Strompreiserhöhungen 
wären angeblich ein notwendiger Beitrag für „eine sichere Zukunft ohne Atom- 
kraft“. Wohl eher ein Beitrag... für die sicheren Profite der Konzerne. 


Wollen Sie uns 
erreichen? 
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Für den Erhalt 


aller Arbeitsplätze! 
200 Arbeiter von TSTG Schienen 


Technik in Duisburg, einer Tochter 
des Konzerns Voestalpine, haben am 
6. Dezember gegen ihre Entlassung 
demonstriert. Die Empörung ist groß 
darüber, dass sie wegen der Gaune- 
reien der Firmenleitung ihre Existenz- 
grundlage verlieren sollen. 

Jahrelang hat die Firma ihrem Haupt- 
kunden, der Deutschen Bahn, durch 
Illegale Preisabsprachen mit anderen 
Firmen überhöhte Preise abgeknöpft. 
Als dies aufflog, hat die DB ihre Auf- 
träge zurückgezogen. Und nun sollen 
die Arbeiter für diesen Betrug der 
Firmenleitung ihren Kopf hinhalten? 
Voestalpine hat allein im ersten Halb- 
jahr über eine halbe Milliarde Euro 
Gewinn vor Steuern gemacht. Der 
Konzern hat also genug Geld, um alle 
Arbeitsplätze zu erhalten! 





SPD: Ein Programn.... 
damit sich nichts ändert 


Die SPD hat auf ihrem Parteitag Eck- 
punkte für die Bundestagswahl 2013 
beschlossen. Für die Arbeitenden 
enthalten sie nichts. Nicht einmal das 
Versprechen, arbeiterfeindliiche MaR- 
nahmen der CDU-FDP Regierung 
wieder zurückzunehmen. Dennoch 
sprechen die Journalisten ernsthaft 
von einem „Linksruck“ der SPD - ein- 
zig deshalb, weil sie nun für Reiche 
die Einführung einer Vermögenssteu- 
er und die Anhebung des Spitzen- 
steuersatzes von 42% auf 49% über- 
legt. 

Die SPD hat unter Schröder selber 
den Spitzensteuersatz von 51% auf 
42% gesenkt. Doch nicht einmal auf 
diese 51% will sie die Steuern für 
Reiche nun wieder anheben. Peer 
Steinbrück, einer der möglichen SPD- 
Kanzlerkandidaten, war es nicht zu 
peinlich, dies damit zu begründen, 
dass man... die Reichen doch nicht 
zu stark belasten dürfe! 

Alles klar, wir sehen, wo die Reise 
hingeht. Von den Wahlen und einem 
möglichen Regierungswechsel 2013 
haben die Arbeitenden jedenfalls 
nichts zu erwarten. Damit sich für uns 
Arbeitende etwas verändert, müssen 
wir andere Wege gehen. 





